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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung der Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bei Unterbleiben einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung 

Die GeoHardt GmbH plant auf der Gemarkung der Gemeinde Schwetzingen im Rhein-Neckar-

Kreis die Errichtung eines Bohrplatzes und das Niederbringen von vier Tiefbohrungen zur Auf-
suchung und späteren Gewinnung von Erdwärme. Ziel ist die Erschließung eines Thermalwas-

serreservoirs im Muschelkalk und Permotriassischen Sandsteine. Die vier geplanten Bohrungen 
bilden jeweils ein Bohrungspaar bestehend aus Förder- und Injektionsbohrung (hydrothermale 

Dublette). Die geplanten Arbeiten sehen die Nutzung von Gewässern auf verschiedene Weise 
vor. Hierzu gehört die Errichtung eines Brauchwasserbrunnens und mehrerer Grundwasser-

messstellen, sowie das Abteufen der vier Tiefbohrungen und die Förderung und Re-Injektion 
von Tiefenwasser während der geplanten Testarbeiten und im anschließenden Regelbetrieb. 

Für die Bohrarbeiten wird temporär eine Bohranlage mit erforderlichem technischem Zubehör 
(Spülkreislauf, Antriebsaggregate, Kraftstofftanks usw.) und den erforderlichen Einrichtungen 

auf dem Bohrplatz errichtet. Für die Injektionstests wird Pumpentechnik erforderlich. Im Falle 

einer ausreichenden Fündigkeit wird für den Dauerbetrieb ein Heizwerk errichtet und etwa 

6 Mio. m³ Thermalwasser pro Jahr gefördert. 

Nach § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. § 1 Abs. 10 b) der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) ist für die Aufsuchung von Bodenschätzen 
(hier: Erdwärme) eine standortbezogene Umweltverträglichkeitsvorprüfung erforderlich. Für 

Bohrungen zur Gewinnung ab 1.000 Metern Teufe ist gem. § 1 Nr. 10 a) UVP-V Bergbau eine all-
gemeine Vorprüfung durchzuführen. Da das geplante Vorhaben auch mit einer Erdwärmege-

winnung verbunden ist, wird bereits zum jetzigen Zeitpunkt eine allgemeine Vorprüfung gemäß 
§ 7 Abs. 1 UVPG für das Aufsuchungsvorhaben und ggf. Gewinnungsvorhaben durchgeführt.  

Für die geplante Förderung von Thermalwasser während der Gewinnung von Erdwärme ist eine 

allgemeine Umweltverträglichkeitsvorprüfung nach § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Nr. 13.3.2 der An-

lage 1 zum UVPG aufgrund der geplanten Entnahmemenge von 100.000 m³ bis weniger als 

10 Mio. m³ Grundwasser erforderlich. 

Für die Aufsuchung und Gewinnung von Erdwärme als bergfreier Bodenschatz gelten die Vor-
schriften des Bundesberggesetzes. Zuständige Bergbehörde für bergbauliche Vorhaben in 
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Baden-Württemberg ist das Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau. 

Für die Durchführung einer allgemeinen Umweltverträglichkeitsvorprüfung hat die Geo-
Hardt GmbH dem Regierungspräsidium Freiburg Unterlagen mit Schreiben vom 17.07.2026 

übermittelt. Das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis wurde um fachliche Prüfung der Unterlagen 
gebeten. 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in An-

lage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neu-
vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswir-

kungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berück-

sichtigen wären. 

Nach § 7 i. V. m. § 5 UVPG stellt das Regierungspräsidium Freiburg als zuständige Behörde auf 

Grundlage der vorgelegten Unterlagen und der fachtechnischen Stellungnahme des Landrats-
amts Rhein-Neckar-Kreis unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Krite-

rien fest, dass das Vorhaben nach Einschätzung des Regierungspräsidiums Freiburg keine er-

heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei 

der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.  

Daher besteht für das Neuvorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung. 
 

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung sind mit Hinweis auf die dafür maßgeblichen Kriterien der Anlage 3 des 

UVPG anzugeben (§ 5 Abs. 2 Satz 1 bis 3 UVPG). 

Standort des Vorhabens: 

Das geplante Vorhaben soll auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche realisiert wer-
den, die von einer Bahntrasse und einer Bundesstraße im Osten begrenzt wird. Eine techno-

gene Vorbelastung des Landschaftsbildes ist daher bereits gegeben. Südlich und westlich 

grenzen landwirtschaftliche Flächen an, während in geringer Entfernung auch gewerbliche 

Nutzungen zu finden sind. Die nächste Wohnbebauung Schwetzingen-Nordstadt liegt in einer 

Entfernung von mehr als 200 m zum Vorhabenstandort. 

Das Vorhaben liegt nicht innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes, eines Naturschutzgebie-
tes oder eines Natura2000-Gebietes. In der Nähe zum Vorhaben befindet sich das Wasser-

schutzgebiet „WSG-031-WW Rheinau Rhein-Neckar AG MA“. Oberflächengewässer sind vom 
Vorhaben nicht betroffen. 
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Boden: 

Für die Herrichtung des Bohrplatzes wird auf eine Fläche von ca. 31.000 m² auf den Boden ein-

gewirkt. Der Oberboden wird fachgerecht abgeschoben und in Mieten zwischengelagert. Eine 
Fläche von etwa 15.700 m² wird neu versiegelt, während der andere Teil der Fläche geschottert 

oder mit temporären Platten ausgelegt wird. Nach der Bohrphase und nach Feststellung einer 
Fündigkeit wird für das Heizwerk eine Fläche von etwa 24.000 m², mit einer versiegelten Fläche 

von etwa 12.200 m², erforderlich. Die restliche Fläche wird entsiegelt und rekultiviert. Bei Nicht-
Fündigkeit und keiner alternativen Nutzungsmöglichkeit wird die gesamte Fläche wieder zu-

rückgebaut und rekultiviert. Für den Naturschutz besonders bedeutsamen oder gefährdete Bö-
den sind durch das Vorhaben nicht betroffen. 

Beim Eingriff in den Boden sind Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen durchzuführen. Der Bo-

den wird getrennt nach Schichten in Mieten zwischengelagert. Für den Fall der Fündigkeit wird 
der durch die Neuversiegelung dauerhaft entstehende Verlust an Bodenfunktionen im Rahmen 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung kompensiert. Insgesamt sind durch die Nutzung 
des Bodens in diesem Umfang keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut 

Boden zu erwarten. Diese Einschätzung wird auch von der unteren Bodenschutzbehörde des 
Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis geteilt, die in ihrer Stellungnahme feststellt, dass aufgrund 

der zu erwartenden Auswirkungen die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht erforderlich ist. 

Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt: 

Der Standort wurde bisher landwirtschaftlich genutzt und weist überwiegend den Biotoptyp 

„Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation“ auf, das als relativ unbedeutend eingestuft 

wird. Höherwertige Vegetationsstrukturen sind auf der Fläche selbst nur in sehr geringem Um-
fang vorhanden. Hochwertiger oder bedeutender Vegetationsbestand ist auf der Vorhabensflä-

che nicht vorhanden. Innerhalb der geplanten Vorhabensfläche befinden sich keine kartierten 
Biotope. An das Vorhaben grenzen im Nahbereich die Biotope „Feldhecken nördlich der K4144 

zwischen Plankstadt und Schwetzingen“, „Feldhecken an der B535 nördlich Schwetzingen“ 
und „Feldhecken nördlich Schwetzingen“ an. Der Bau des Bohrplatzes erfolgt hauptsächlich 

auf Ackerflächen. Eine Inanspruchnahme von Biotopen erfolgt maximal kleinflächig (Entnahme 
von Gehölzen). Eingriffe in Biotopstrukturen werden soweit wie möglich vermieden und sofern 

dies nicht möglich ist entsprechend ausgeglichen. Die Maßnahmen werden fachlich begleitet.  

Bei der Vorhabensfläche handelt es sich um eine intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche, 
die für die meisten geschützten Arten und Artengruppen aufgrund ihrer Habitatansprüche nur 

eine geringe Habitatfunktion aufweist. Im Rahmen der faunistischen Erhebungen wurden im 
Umfeld des Bohrplatzes ein Nachweis des Bluthänflings und des Stars erbracht, und innerhalb 

des Bohrplatzes besteht ein Brutverdacht der Feldlerche. Hinweise auf das Vorkommen von 
Fledermäusen, Haselmäusen, Tagfaltern sowie von Amphibien auf der Vorhabenfläche ergaben 
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sich nicht. Das Vorkommen von Reptilien kann in den Randbereichen der Vorhabenfläche, ins-
besondere entlang der Bahntrasse, nicht vollständig ausgeschlossen werden. Während der 

Bau-, Bohr- und Testarbeiten können temporäre Störwirkungen durch Lärm, Licht und Bewe-
gung in angrenzende Lebensräume hineinwirken. Aufgrund der zeitlichen Begrenzung der Ar-

beiten, der vorhandenen Vorbelastung durch Verkehrsinfrastruktur sowie der bestehenden 
Ausweichmöglichkeiten in das Umfeld sind die Störwirkungen als nicht erheblich einzuschät-

zen. 

Unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie ggfs. funkti-

onserhaltenden Maßnahmen (CEF-Maßnahmen) sind keine erheblichen negativen Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt zu erwarten. Diese Einschätzung 

wird auch von der unteren Naturschutzbehörde des Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis geteilt, 
die in ihrer Stellungnahme feststellt, dass aufgrund der zu erwartenden Auswirkungen die 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 

Wasser: 

Für die Durchführung der Bohrarbeiten wird ein Bohrplatz errichtet, der einen wasserdicht ver-

siegelten inneren Bereich und einen asphaltierten oder geschotterten äußeren Bereich bein-

haltet. Der innere Bereich ist durch eine Aufkantung vom äußeren Bereich abgetrennt.  

Vor Beginn der Bohrarbeiten ist das Setzen eines Standrohres für jede Bohrung geplant, um 

eine Trennung zwischen den Bohrungen und dem oberen Grundwasserleiter zu schaffen. Die 
Bohrungen werden abschnittsweise abgeteuft, wobei die Abschnitte an den zu durchbohren-

den geologischen Schichten orientiert sind. Jeder Abschnitt wird mit einer eigenen Rohrtour 

ausgebaut und durch Zementation im Ringraum zwischen Rohrtour und Gebirge gesichert. Die 

Bohrarbeiten eines Abschnittes finden im Innenraum der Rohrtour des vorherigen Bohrab-
schnittes statt, was bedeutet, dass sich der verfügbare Bohrdurchmesser mit zunehmender 

Bohrungslänge verringert. Durch dieses Vorgehen kann eine dauerhafte Trennung des Bohr-
lochinnenraums vom umgebenden Gebirge sichergestellt werden. Die schrittweise Ausführung 

der Bohrungen, einschließlich der Abdichtungsmaßnahmen, verhindert die Schaffung neuer 
Wegsamkeiten zwischen den unterschiedlichen geologischen Schichten.  

Durch den Einsatz geeigneter Bohrspülung während der Bohrarbeiten werden die nutzbaren 

Grundwasserleiter geschützt. Die Bohrspülung wird über das Feststoffkontrollsystem der Bohr-

anlage vom Bohrklein getrennt und zur weiteren Wiederverwendung wieder in das Bohrloch 

gepumpt (Kreislaufbetrieb). Der obertägige Kreis des Spülungskreislaufs wird ausschließlich 
auf den versiegelten Bohrplatzflächen betrieben. Die Bereitstellung der Zusätze zur Bohrspü-

lung erfolgt zeitnah zu ihrem Einsatz und werden im inneren Bereich gelagert. Durch die Ver-
rohrung der Bohrung ist ein Austritt von Bohrspülung in das nutzbare Grundwasser ausge-

schlossen. 



 

 

Seite 5 

Durch die wasserdichte Versieglung des inneren Bohrplatzbereiches mit eigener Entwässerung 
wird eine sichere Aufnahme von möglicherweise belastetes Oberflächenwässer als auch Nie-

derschlagswasser gewährleistet. Austretende Flüssigkeiten werden in einem abgedichteten 
Anfahrbecken gesammelt und während der Bohrarbeiten fachgerecht entsorgt. Die Lagerung 

und der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind auf den inneren Bereich beschränkt. Die 
Aufkantung zwischen innerem und äußerem Bereich, verhindert das Abschwemmen von mög-

licherweise belastetem Oberflächenwasser und schützt so das nutzbare Grundwasser vor Ver-
unreinigungen. Niederschlagswasser, das auf dem äußeren Bohrplatzbereich anfällt, wird über 

Versickerungsmulden wieder dem natürlichen Kreislauf der Grundwasserneubildung zugeführt. 
Außerhalb der Bohrarbeiten wird auch das auf dem inneren Bohrplatzbereich anfallende, unbe-

lastete Niederschlagswasser in die Versickerungsmulden geleitet, um den Wasserverlust für 
die Grundwasserneubildung zu minimieren.   

Für die Testarbeiten wird Tiefenwasser temporär gefördert und in Testwasserbecken zwischen-
gelagert. Diese Testwasserbecken sind so auszuführen, beispielsweise mit einer doppellagigen 

Folie und einer Leckageanzeige, dass eine Kontamination von Grundwasser durch Tiefenwasser 
ausgeschlossen werden kann. 

Für das Vorhaben ist die Errichtung eines Brauchwasserbrunnens geplant. Das Grundwasser ist 

für den Betrieb des Bohrplatzes erforderlich und wird insbesondere für die Bohr- und Testarbei-
ten benötigt, wie etwa dem Ansetzen von Bohrspülung und Zement, Reinigungsarbeiten, Spül-

verlustbekämpfungen und Löschwasserversorgung. Um das Grundwasser während der gesam-
ten Arbeiten zu überwachen, ist die Errichtung und der Betrieb mehrerer Grundwassermess-

stellen vorgesehen. Mit diesem Grundwassermonitoring und einem zugelassenen Proben-

ahme- und Meldeschema können Grundwasserverunreinigungen frühzeitig erkannt und ent-

sprechende Maßnahmen ergriffen werden. 

Der Bohrplatz mit den Bohransatzpunkten der vier Tiefbohrungen befindet sich außerhalb von 
Wasserschutzgebieten. Aufgrund der Grundwasserfließrichtung nach Nordwesten in Richtung 

Rheinniederung und der vorgesehenen Schutzmaßnahmen sind keine erheblich nachteilige 

Auswirkung auf das Schutzgut Wasser zu erwarten.  

Zwei Tiefbohrungen unterbohren das Wasserschutzgebiet „WSG-031-WW Rheinau Rhein-
Neckar AG MA“. Zwischen dem tiefsten zur Trinkwassergewinnung genutzten Grundwasserho-

rizont und dem geplanten Reservoirhorizont liegt ein vertikaler Abstand von etwa 2.500 m bis 

3.000 m. Zudem wird der Reservoirhorizont von geringdurchlässigen Gesteinsschichten überla-

gert, sodass zusätzlich eine hydraulische Barriere vorhanden ist. Ein hydraulischer Kurzschluss 
zwischen Trinkwasser- und Geothermie-Stockwerk ist nicht zu besorgen. Eine negative Beein-
flussung der Trinkwassergewinnung durch die geothermische Nutzung ist nicht zu befürchten.  

Im geregelten Dauerbetrieb wird Thermalwasser aus einer Teufe von 3.000 m bis 4.000 m (TVD) 
über die Förderbohrungen aus dem Thermalwasserreservoir entnommen, in einem 
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geschlossenen Kreislauf entwärmt und über die Injektionsbohrungen wieder in das gleiche Re-
servoir zurückgeführt. Dem Reservoir wird damit effektiv kein Wasser dauerhaft entnommen. 

Insgesamt sind durch das Vorhaben keine erheblich negativen Auswirkungen auf das Schutz-
gut Wasser zu erwarten. Diese Einschätzung wird auch von der unteren Wasserbehörde des 

Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis geteilt, die in ihrer Stellungnahme feststellt, dass aufgrund 
der zu erwartenden Auswirkungen die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist. 

Abfälle: 

Bei Tiefbohrarbeiten ist mit Abfällen durch die Bohrarbeiten wie zum Beispiel Bohrklein zu 
rechnen, für dessen Entsorgung in Deutschland entsprechende Entsorgungswege bestehen. 

Die anfallenden Abfälle werden ordnungsgemäß der gesetzlichen Vorschriften entsprechend 
gesammelt, verwertet und beseitigt. Für die bergbaulichen Abfälle ist ein Abfallbewirtschaf-

tungsplan vorzulegen. Die dauerhafte Ablagerung von Abfällen vor Ort ist nicht vorgesehen, 
erhebliche negative Auswirkungen sind aufgrund der Erzeugung von Abfällen nicht zu erwar-

ten. 

Emissionen: 

Emissionen können vor allem durch die Abgasemissionen der Baufahrzeuge zur Herrichtung 

des Bohrplatzes und des Notstromaggregates erwartet werden. Lichtverschmutzungen durch 
die Bohranlage sowie Lärmbelästigungen durch Bau- und Betriebslärm treten temporär auf. 

Diese werden durch das Einhalten der gesetzlich vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen und 

der anerkannten Regeln der Technik auf ein Minimum beschränkt und bewegen sich in dem je-

weils gesetzlich vorgeschriebenen Rahmen. Die nächste Wohnbebauung befindet sich in einer 
Entfernung von mehr als 200 m, erhebliche negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

Durch den geregelten Dauerbetrieb sind keine erheblich negativen Immissionen zu erwarten. 

Unfall-, Störfall und Katastrophen: 

Die zum Einsatz kommende Bohrtechnik und Konstruktion des Bohrplatzes ist seit Jahrzehnten 

bewährt und standardisiert. Bei Berücksichtigung der geltenden Arbeitsschutzvorschriften ist 
mit keinen erheblichen Auswirkungen zu rechnen. Mangels störfallrelevanter Stoffe ist kein Po-

tential für Störfälle vorhanden. Das Katastrophenrisiko ist bei Berücksichtigung von Brand-

schutz- und Explosionsschutzbestimmungen nicht erheblich. Für die geplanten Arbeiten sind 

Brandschutzpläne/-konzepte sowie Explosionsschutzpläne vorab anzufertigen. 

Seismizität: 

Das Vorhaben befindet sich in der Erdbebenzone 1. Bei hydrothermalen Geothermie-Systemen 

sind durch Bohr- und Testarbeiten keine relevanten seismischen Aktivitäten aufgrund der Nut-

zung von im Untergrund vorhandenem Thermalwasser im Kreislauf (Förderung aus und 
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Reinjektion in dasselbe Thermalwasserreservoir) zu erwarten. Dennoch plant die GeoHardt 
GmbH im Zulassungsverfahren für die Bohr- und Testarbeiten ein seismisches Basisgutachten 

vorzulegen, das die Errichtung eines seismischen Überwachungsnetzwerks vor Beginn der 
Bohrarbeiten beinhaltet. Mit diesem seismischen Überwachungsnetzwerk und einem zugelas-

senen Melde- und Abschaltschema können zu jedem Zeitpunkt des Vorhabens induzierte Seis-
mizität frühzeitig erkannt und erhebliche negative Auswirkungen verhindert werden. 

Die Überwachungs- und Minimierungsmaßnahmen werden auch für einen quasistatischen 
Dauerbetrieb der Anlage zur Gewinnung von Erdwärme im Regelbetrieb verbindlich sein. Zum 

Zeitpunkt der Aufnahme eines Dauerbetriebs wird aufgrund des fortlaufenden Erkenntnisge-
winns die Charakterisierung des Reservoirs wesentlich gefestigter und die Maßnahmen an den 

Realzustand besser angepasst sein. Vor diesem Hintergrund ist zu erwarten, dass im dauerhaf-
ten Regelbetrieb keine erheblichen negativen Auswirkungen durch induzierte Seismizität zu 

besorgen sind. 

 

Diese Feststellung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. Es wird darauf hingewiesen, 

dass diese Feststellung nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. 

Freiburg im Breisgau, den 10.09.2026 

Regierungspräsidium Freiburg 
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